
Förderverein Paderborner Klinik-Clownarbeit e. V.

Satzung 2021

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen „Förderverein  Paderborner Klinik-Clown
Arbeit”.  Er  soll  in  das  Vereinsregister  eingetragen  werden;  nach  der
Eintragung lautet der Name „Paderborner Klinik-Clown Arbeit e. V.”

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Paderborn.

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit

(1)  Der  Verein  verfolgt  ausschließlich  und  unmittelbar  gemeinnützige
Zwecke  im  Sinne  des  Abschnitts  “Steuerbegünstigte  Zwecke”  der
Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist 

1.  die  Förderung  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  und  der
Gesundheitspflege,

2. die Förderung der Jugend- und Altenhilfe,

3. die Förderung von Kunst und Kultur,

4.  die  Förderung  des  bürgerschaftlichen  Engagements  zugunsten
gemeinnütziger Zwecke.

Die Erfüllung des Vereinszwecks geschieht insbesondere wie folgt:

! Durch  den  Einsatz  von  qualifizierten  Clowns  in  Krankenhäusern,
Altenheimen und anderen therapeutischen Einrichtungen, und zwar
dort, wo eine Förderung der Wiederherstellung des Wohlbefindens für
die  in  Behandlung  oder  Betreuung  befindlichen  Menschen  erzielt
werden kann.

! Durch  den  laufenden  Austausch  mit  anderen  Klinikclown  -,
Humortherapie - und ähnlichen Initiativen, um Qualitätsstandards zu
erweitern und zu sichern.

! Durch  einen  kontinuierlichen  Austausch  mit  der  Leitung  und  dem
Fachpersonal der jeweiligen Krankenhäuser und Einrichtungen.

! Durch die Entwicklung und Durchführung von Bildungsprojekten, die
der  Idee  von  Clown  Arbeit  und  Humor  in  den  bezeichneten
Einrichtungen gewidmet sind.



! Durch  den  Austausch  mit  anderen  künstlerischen  Richtungen  und
Projekten,  die  zur  Förderung  der  Gesundheitspflege  eingesetzt
werden.

! Durch Aufklärung der  Öffentlichkeit  über  die  Tätigkeit  des  Vereins
durch Veranstaltungen und Nutzung verschiedener Medien.

! Durch  die  Unterstützung  von  Maßnahmen  zur  kontinuierlichen
Weiterbildung der Clowns.

! Unter besonderen Bedingungen können Clowns in  Ausbildung oder
Hilfsclowns unter Verantwortung und Leitung eines etablierten Clowns
zum Einsatz kommen. 

(2)  Der  Verein  ist  selbstlos  tätig;  er  verfolgt  nicht  in  erster  Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet
werden.  Die  Mitglieder  erhalten  keine  Zuwendungen  aus  den  Mitteln  des
Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins
fremd  sind,  oder  durch  unverhältnismäßig  hohe  Vergütungen  begünstigt
werden

3 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Der Verein hat ordentliche Mitglieder und Fördermitglieder.

Ordentliches Mitglied kann jede natürliche Person werden, die sich zu dem
Vereinszweck bekennt.

Fördermitglied kann jede natürliche oder juristische Person sein, die die Arbeit
des Vereins durch finanzielle Zuwendungen unterstützt.

(2)  Auf  Vorschlag  des  Vorstands  kann  die  Mitgliederversammlung
Ehrenmitglieder auf Lebenszeit ernennen.

(3)  Voraussetzung  für  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  ist  ein  schriftlicher
Aufnahmeantrag, der an den Vorstand zu richten ist. Bei Minderjährigen ist der
Antrag  auch  von  deren  gesetzlichen  Vertretern  zu  unterschreiben.  Diese
müssen  sich  durch  gesonderte  schriftliche  Erklärung  zur  Zahlung  der
Mitgliedsbeiträge für den Minderjährigen verpflichten.

(4)  Der  Vorstand  entscheidet  über  den  Aufnahmeantrag  nach  freiem
Ermessen.  Bei  Ablehnung  des  Antrags  ist  er  nicht  verpflichtet,  dem
Antragsteller die Gründe für die Ablehnung mitzuteilen.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

(1)  Die  Mitgliedschaft  endet  durch  Tod,  Ausschluss,  Streichung  von  der
Mitgliederliste oder Austritt aus dem Verein.

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied
des  Vorstands.  Bei  Minderjährigen  ist  die  Austrittserklärung  durch  die
gesetzlichen  Vertreter  abzugeben.  Der  Austritt  kann  nur  zum  Ende  eines
Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von drei Monaten
einzuhalten ist.



(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der
Zahlung  von  Mitgliedsbeiträgen  oder  von  Umlagen  im  Rückstand  ist.  Die
Streichung  darf  erst  beschlossen  werden,  wenn  nach  der  Absendung  der
zweiten Mahnung zwei  Monate verstrichen sind und in  dieser  Mahnung die
Streichung angedroht wurde. Der Beschluss des Vorstands über die Streichung
muss dem Mitglied mitgeteilt werden.

(4)  Ein  Mitglied  kann  durch  Beschluss  des  Vorstands  aus  dem  Verein
ausgeschlossen werden, wenn es schuldhaft in grober Weise die Interessen
des  Vereins  verletzt.  Vor  der  Beschlussfassung  muss  der  Vorstand  dem
Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben.
Der Beschluss des Vorstands ist  schriftlich zu begründen und dem Mitglied
zuzusenden. Ein Rechtsmittel gegen den Ausschluss besteht nicht.

§ 5 Mitgliedsbeiträge

(1)  Von  den  Mitgliedern  werden  Jahresbeiträge  erhoben.  Zur  Finanzierung
besonderer  Vorhaben  können  Umlagen  bis  zur  doppelten  Höhe  des
Jahresbeitrags erhoben werden.

(2) Höhe und Fälligkeit  von Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der
Mitgliederversammlung festgesetzt.

(3)  Ehrenmitglieder  sind  von  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Beiträgen  und
Umlagen befreit.

(4) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen
ganz oder teilweise erlassen oder stunden.

(5)  Die  Beiträge  werden  jährlich  oder  halbjährlich  im  Voraus  im
Lastschriftverfahren auf der Grundlage einer von jedem Mitglied zu erteilender
Einzugsermächtigung eingezogen.  Sollte  das entsprechende Verfahren nicht
durchgeführt werden können, gehen die entstehenden Kosten zu Lasten des
Mitglieds.

(6)  Im Ausnahmefall  kann der geschäftsführende Vorstand auf begründeten
Antrag hin nach freiem Ermessen auch die jährliche Beitragszahlung im Voraus
durch Rechnungsstellung zulassen.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.

§ 7 Vorstand und Gesamtvorstand

(1) Der Vorstand des Vereins i. S. v. § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden,
dem Stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister.

(2) Der Verein wird durch zwei Mitglieder des Vorstandes i. S. v. § 26 BGB
vertreten. Die Vertretungsmacht des Vorstands ist in der Weise beschränkt,



dass  zu  Rechtsgeschäften  mit  einem  Geschäftswert  über  EUR  5000,–  die
Zustimmung des Gesamtvorstands erforderlich ist, wenn  ein solcher besteht.

(3) Neben dem Vorstand i. S. v. § 26 BGB kann ein Gesamtvorstand gebildet
werden,  dem zusätzlich  bis  zu  vier  weiteren  Personen  angehören  können,
nämlich  einer/m  Schriftführer/in,  einer/m  Verantwortlichen/r  für
Öffentlichkeitsarbeit,  einer/m  Verantwortlichen/r  für  künstlerische
Angelegenheiten und einer/m Beisitzer/in.

(4) Die Haftung des Vorstands für leichte Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen.

(5) Die Mitglieder des Vorstandes (Vorsitzender, stellvertretener Vorsitzender, 
Schatzmeister, Schriftführer) werden von der Mitgliederversammlung mit 
einfacher Mehrheit für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist 
zulässig. Die Amtszeit eines Vorstandsmitgliedes endet mit der Neuwahl seines
Nachfolgers. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes des Vorstandes ist 
der Vorstand berechtigt, ein neues Mitglied kommissarisch bis zu nächster 
Mitgliederversammlung zu berufen. Dieses Mitglied muss in der nächsten 
Mitgliederversammlung bestätigt werden.

§ 8 Zuständigkeit des (Gesamt-)Vorstands

Der  Vorstand  und  bei  Bildung  eines  Gesamtvorstands  ist  dieser  für  alle
Angelegenheiten des Vereins zuständig,  soweit  sie nicht durch die  Satzung
einem  anderen  Organ  des  Vereins  übertragen  sind.  Er  hat  insbesondere
folgende Aufgaben:

a) Vorbereitung  und  Einberufung  der  Mitgliederversammlung  sowie
Aufstellung der Tagesordnung;

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung. 

c) Vorbereitung  des  Haushaltsplans,  Buchführung,  Erstellung  des
Jahresberichts;

d) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.

§ 9 Tätigkeit des Vorstands und weitere Zuständigkeiten

(1)  Die  Vereins-  und  Organämter  werden  grundsätzlich  ehrenamtlich
ausgeübt.

(2)  Der  Vorstand  kann  bei  Bedarf  sowie  unter  Berücksichtigung  der
wirtschaftlichen Verhältnisse und der Haushaltslage beschließen, dass Vereins-
und  Organämter  entgeltlich  auf  der  Grundlage  eines  Dienstvertrages  oder
gegen  Zahlung  einer  pauschalierten  Aufwandsentschädigung  ausgeübt
werden.  Für  die  Entscheidung  über  Vertragsbeginn,  Vertragsinhalte  und
Vertragsende ist der Vorstand gem. § 26 BGB zuständig. 

(3)  Der  Vorstand  kann  bei  Bedarf  sowie  unter  Berücksichtigung  der
wirtschaftlichen Verhältnisse und der Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten
für den Verein gegen eine angemessene Vergütung oder Honorierung an Dritte
vergeben.



(4)  Zur  Erledigung  der  Geschäftsführungsaufgaben  und  zur  Führung  der
Geschäftsstelle  ist  der  Vorstand  ermächtigt,  im  Rahmen  der
haushaltsrechtlichen Tätigkeiten, hauptamtlich Beschäftigte für die Verwaltung
anzustellen.
Die arbeitsrechtliche Direktionsbefugnis hat der 1. Vorsitzende.

(5)  Im  Übrigen  haben  die  Mitglieder  und  Mitarbeiter  des  Vereins  einen
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die
ihnen  durch  die  Tätigkeit  für  den  Verein  entstanden  sind.  Hierzu  gehören
insbesondere  Fahrtkosten,  Reisekosten,  Porto,  Telefon  sowie  Kopier-  und
Druckkosten.  Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der Sparsamkeit
zu  beachten.  Der  Vorstand  kann  durch  Beschluss  im  Rahmen  der
steuerrechtlichen Möglichkeiten Aufwandspauschalen festsetzen.

(6) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von
drei Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen
werden nur gewährt,  wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und
Aufstellungen nachgewiesen werden.

(7) Weitere Einzelheiten regelt  die Finanzordnung des Vereins, die von der
Mitgliederversammlung erlassen und geändert wird. 

§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des (Gesamt-)Vorstands

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen
Verhinderung  vom  Stellvertretenden  Vorsitzenden,  einberufen  werden;  die
Tagesordnung  braucht  nicht  angekündigt  zu  werden.  Die  Einberufungsfrist
beträgt 10 Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung folgenden Tag. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder
anwesend  sind.  Bei  der  Beschlussfassung  entscheidet  die  Mehrheit  der
abgegebenen  gültigen  Stimmen;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die
Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des Stellvertretenden
Vorsitzenden.

(3)  Der  Vorstand  kann  im  schriftlichen  Verfahren  beschließen,  wenn  alle
Vorstandsmitglieder dem zustimmen.

§ 11 Mitgliederversammlung

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied, das volljährig
ist, eine Stimme. Eine Übertragung des Stimmrechts ist ausgeschlossen.

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:

a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das
nächste  Geschäftsjahr;  Entgegennahme  des  Jahresberichts  des
Vorstands; Entlastung des Vorstands;

b) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und Umlagen;

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des (Gesamt-)Vorstands;



d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung
des Vereins;

e) Wahl der Kassenprüfer; 

f) Ernennung von Ehrenmitgliedern.

§ 12 Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich im ersten
Quartal statt. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von drei
Wochen  schriftlich  unter  Angabe  der  Tagesordnung einberufen.  Die  Frist
beginnt mit  dem auf  die  Absendung des Einladungsschreibens folgenden
Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an
die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse
gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

(2)  Jedes  Mitglied  kann  bis  spätestens  zwei  Wochen  vor  einer
Mitgliederversammlung  beim  Vorstand  schriftlich  eine  Ergänzung  der
Tagesordnung  beantragen.  Der  Versammlungsleiter  hat  zu  Beginn  der
Mitgliederversammlung  die  Ergänzung  bekannt  zu  geben.  Anträge  auf
Satzungsänderung  sind  den Mitgliedern  mit  einer  Frist  von  einer  Woche
schriftlich nach Abs. 1 bekannt zu geben.

(3) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
kann der Vorstand Vereinsmitgliedern ermöglichen,

a)  an  der  Mitgliederversammlung  ohne  Anwesenheit  am
Versammlungsort  teilzunehmen  und  Mitgliederrechte  im  Wege  der
elektronischen Kommunikation auszuüben oder

b)  ohne  Teilnahme  an  der  Mitgliederversammlung  ihre  Stimmen
vor  der  Durchführung  der  Mitgliederversammlung  schriftlich
abzugeben.         

§ 13 Außerordentliche Mitgliederversammlung

Eine  außerordentliche  Mitgliederversammlung  ist  vom  Vorstand
einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein
Zehntel  der  Mitglieder  dies  beim  Vorstand  schriftlich  unter  Angabe  des
Zwecks und der Gründe beantragt.

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1)  Die  Mitgliederversammlung  wird  vom  Vorsitzenden,  bei  dessen
Verhinderung vom Stellvertretenden Vorsitzenden oder dem Schatzmeister
geleitet. Bei  Wahlen  kann  die  Versammlungsleitung  für  die  Dauer  des
Wahlganges  und  der  vorhergehenden  Diskussion  einem  Wahlausschuss
übertragen  werden.  Der  Versammlungsleiter  bestimmt  einen
Protokollführer.



(2)  Die  Art  der  Abstimmung  bestimmt  der  Versammlungsleiter.  Die
Abstimmung  muss  schriftlich  durchgeführt  werden,  wenn  ein  Drittel  der
erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt.

(3) Die Mitgliederversammlung ist stets beschlussfähig. Hierauf ist in der
Einladung hinzuweisen.

(4) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten  als  ungültige
Stimmen.  Zur  Änderung  der  Satzung  ist  jedoch  eine  Mehrheit  von  drei
Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine
solche  von  neun  Zehnteln  erforderlich.  Eine  Änderung  des  Zwecks  des
Vereins  kann  nur  mit  Zustimmung  von  neun  Zehnteln  aller  Mitglieder
beschlossen  werden.  Die  schriftliche  Zustimmung  der  in  der
Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann gegenüber dem
Vorstand nur innerhalb eines Monats erklärt werden.

(5)  Bei  Wahlen  ist  gewählt,  wer  mehr  als  die  Hälfte  der  abgegebenen
gültigen  Stimmen  erhalten  hat.  Hat  niemand  mehr  als  die  Hälfte  der
abgegebenen  gültigen Stimmen erhalten,  so  findet  zwischen den beiden
Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt.
Gewählt  ist  dann  derjenige,  der  die  meisten  Stimmen erhalten  hat.  Bei
gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  das  von  dem  Versammlungsleiter  zu
ziehende Los.

(6)  Über  Beschlüsse  der  Mitgliederversammlung  ist  ein  Protokoll
aufzunehmen, das vom jeweiligen Schriftführer zu unterzeichnen ist.

§ 15 Kassenprüfer

 (1) Die Mitgliederversammlung wählt aus den Reihen der Mitglieder bis zu
zwei Kassenprüfer.

 (2) Die Wahlzeit beträgt zwei Jahre. Eine Wiederwahl ist zulässig.

§ 16 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit
einer  Mehrheit  von  7,5  Zehnteln  der  abgegebenen  gültigen  Stimmen
beschlossen werden (§ 16 Abs. 4).

(2)  Falls  die  Mitgliederversammlung  nichts  anderes  beschließt,  sind  der
Vorsitzende  und  der  Stellvertretende  Vorsitzende  gemeinsam
vertretungsberechtigte Liquidatoren.

(3)  Bei  Auflösung  oder  Aufhebung  der  Körperschaft  oder  Wegfall
steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft 

1. an den Deutschen Kinnderhospizdienst Paderborn-Höxter e. V., der
es  unmittelbar  und  ausschließlich  für  gemeinnützige,  mildtätige  oder
kirchliche Zwecke zu verwenden hat

oder
2. an eine andere juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine
andere  steuerbegünstigte  Körperschaft  zwecks  Verwendung  für
gemeinnützige,  mildtätige  oder  kirchliche  Zwecke  zur  finanziellen



Unterstützung von Kindern, denen im Rahmen der Ausbildung bis zur
Volljährigkeit keine ausreichenden Mittel zur Verfügung stehen.

Paderborn, im Juni 2021

Dr. Wolfgang Meinerz Susanne Evers

1. Vorsitzender 2. Vorsitzende


